
alle Erscheinungsformen der bürgerlichen Ideologie 
und Überreste des Kapitalismus im Bewußtsein der 
Menschen zu kämpfen. Nur so kann verhindert wer
den, daß die ideologische Diversion zu Straftaten 
führt.
Der Hauptinhalt der sozialistischen Leitungstätigkeit 
und damit auch der mittels der Rechtsprechung aus
zuübenden Leitung ist die Entwicklung des sozialisti
schen Bewußtseins und der schöpferischen Aktivität 
der Massen des Volkes, ihre Erziehung zu sozialisti
schen Persönlichkeiten im Prozeß der Gestaltung der 
sozialistischen Gesellschaft unter Führung der marxi
stisch-leninistischen Partei. Ihr Kernstück ist also die 
Arbeit mit den Menschen, denn der Sozialismus ist 
das Ergebnis der bewußten Tätigkeit der Werktätigen; 
sämtliche von der revolutionären Partei der Arbeiter
klasse und dem sozialistischen Staat gestellten Auf
gaben sind mit den Menschen und für die Menschen 
zu lösen.
Sowohl im Strafgesetzbuch als auch in der Straf
prozeßordnung sind zahlreiche Bestimmungen auf die 
Entwicklung sozialistischen-Denkens und Handelns 
der Werktätigen, auf ihre Erziehung zur revolutio
nären Wachsamkeit gerichtet. So wendet sich bereits 
die Präambel des StGB an alle Bürger, staatlichen 
und gesellschaftlichen Organe und alle Kollektive, 
wachsam und unduldsam zu sein gegenüber den 
feindlichen Machenschaften gegen die sozialistische 
Ordnung und das friedliche Leben der Bürger, und 
fordert sie auf, aktiv mitzuwirken, damit Straftaten 
verhütet, alle Verbrechen und Vergehen aufgedeckt, 
ihre Ursachen und Bedingungen beseitigt und die 
Schuldigen zur Verantwortung gezogen werden. 
Art. 3 StGB legt die Verantwortung der Leitungen der 
staatlichen Organe und Einrichtungen, der Betriebs
leiter und Vorstände von Genossenschaften für die 
Erziehung der Bürger zu hoher Wachsamkeit gegen
über feindlichen Anschlägen und feindlichen ideolo
gischen Einflüssen sowie zur Unduldsamkeit gegen
über Verletzungen der sozialistischen Gesetzlichkeit 
und Disziplin fest und macht ihnen u. a. zur Pflicht, 
die Ursachen und Bedingungen von Straftaten zu be
seitigen, die Gesetzlichkeit und Disziplin zu festigen 
und Sicherheit und Ordnung zu gewährleisten.
Zu den aus Art. 3 StGB folgenden Pflichten der 
staatlichen und gesellschaftlichen Rechtspflegeorgane

gehört es u. a., die staatlichen und gesellschaftlichen 
Organe, die Kollektive der Werktätigen und alle Bür
ger aufzuklären über die Machenschaften der Impe
rialisten in ihren konkreten Erscheinungsformen und 
ihrem sachlichen Zusammenhang mit der betreffenden 
Straftat, dem Verhalten des Täters sowie den der Tat 
zugrunde liegenden Ursachen und Bedingungen. Nur 
dadurch können die Auseinandersetzungen in dem je
weiligen Organ oder Kollektiv erfolgreich geführt und 
kann von den Leitern der Betriebe, der staatlichen 
Organe und Einrichtungen, den Vorständen der Ge
nossenschaften und den Leitungen der gesellschaft
lichen Organisationen die erzieherische Einwirkung 
auf den Verurteilten gewährleistet werden.
Auch die StPO sichert die umfassende Aufklärung der 
Ursachen und Bedingungen von Straftaten, die unmit
telbare Mitwirkung der Bürger und Kollektive bei der 
Feststellung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
und der Erziehung Straffälliggewordener sowie die 
Beseitigung von Ursachen und Bedingungen der Straf
taten (§§ 1, 2, 4, 8, 10). Sie legt in § 18 die enge Zu
sammenarbeit des Gerichts, des Staatsanwalts und der 
Untersuchungsorgane mit anderen Staats- und Wirt
schaftsorganen, mit Ausschüssen der Nationalen Front 
und gesellschaftlichen Organisationen fest. Diese Zu
sammenarbeit dient dazu, alle gesellschaftlichen Kräfte 
für den Kampf gegen Straftaten zu mobilisieren und 
die Verbindung der Rechtspflegeorgane mit den Bür
gern zu festigen; zugleich sollen die sich aus Straf
taten und aus der Kriminalitätsanalyse ergebenden 
Schlußfolgerungen für die Erhöhung der Wirksamkeit 
der staatlichen Leitungstätigkeit ausgewertet wer
den.
Diese grundsätzlichen Bestimmungen der neuen, 
sozialistischen Strafgesetze gilt es konsequent zu ver
wirklichen und zur Entlarvung der gegnerischen 
Machenschaften, zur Entwicklung und Festigung des 
sozialistischen Bewußtseins und zur Mobilisierung der 
Bevölkerung auszunutzen. Dabei geht es, insbesondere 
wenn es sich um Staatsverbrechen handelt, nicht um 
die Mitwirkung der Öffentlichkeit in jeder Form und 
um jeden Preis, weil die Abwehr eines brutalen und 
raffiniert arbeitenden Feindes in vielen Fällen strikte 
Geheimhaltung bestimmter Einzelheiten erfordert. Wo 
die Sache es jedoch zuläßt und die Erhöhung der 
Wirksamkeit unseres Kampfes es erfordert, müssen 
alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden.
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Sozialistische Gemeinschaftsarbeit in der Justiz
Im Bereich der Justiz gewinnt ^die umfassende und 
planmäßige Anwendung der sozialistischen Gemein
schaftsarbeit zunehmend an Bedeutung. Als höchste 
Form bewußter, kollektiver, schöpferischer Arbeit ist 
die sozialistische Gemeinschaftsarbeit ein entscheiden
des Mittel, um die Leitung der Rechtsprechung zu ver
vollkommnen und die besten Erfahrungen, Formen und 
Methoden der Arbeit der staatlichen Gerichte mit den 
anderen Rechtspflegeorganen, den örtlichen Organen 
der Staatsmacht, den gesellschaftlichen Organisationen 
und den gesellschaftlichen Gerichten zu verallgemei
nern.

Grundsätze der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit
In Auswertung der Dokumente des V. Parteitages der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands und der 
Ergebnisse der Babelsberger staats- und rechtswissen
schaftlichen Konferenz von 1958 haben sich die Gerichte

damals zunächst die Aufgabe gestellt, die Zusammen
arbeit mit den anderen Rechtspflegeorganen, den ört
lichen Staatsorganen und den gesellschaftlichen Orga
nisationen zu verbessern. Die Lösung dieser Aufgabe 
setzte bei allen Richtern die Erkenntnis voraus, daß das 
sozialistische Recht der Leitung der gesamtgesellschaft
lichen Entwicklung dient1. Deshalb waren die vielseiti
gen Aktivitäten .der Richter vor allem auf die Zusam
menarbeit mit den örtlichen Staatsorganen konzentriert. 
So entwickelte sich z. B. aus ihrer Teilnahme an den 
Beratungen der Aktivs der ständigen Kommissionen der 
örtlichen Volksvertretungen eine die gesellschaftliche 
Entwicklung im Territorium fördernde bewußte Mit
arbeit in den Aktivs. Die Direktoren der Bezirks- und 
Kreisgerichte gewährleisteten durch ihre enge Zusam
menarbeit mit den örtlichen Volksvertretungen und

1 Kern, „Die SED - die Partei der Gesetzlichkeit und der de
mokratischen Ordnung“, NJ 1961 S. 260.
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